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Steuerstreit

Die EU bekräftigt
ihre harte Haltung

sda. Einen Tag nach dem Schweizer
Ja zur Kohäsionsmilliarde hat die EU-
Kommission bekräftigt, dass sie im
Streit um bestimmte Steuerprivilegien
für kantonale Unternehmen nicht
nachgeben will.

Wie Eneko Landaburu, Generaldirek-
tor für Aussenbeziehungen der EU-
Kommission, gegenüber Medien sagte,
will die Kommission Anfang kommen-
den Jahres den Mitgliedstaaten ein
Dokument schicken, «das die kantona-
len Steuerregime anprangert und die
Schweiz auffordert, Veränderungen im
Steuerregime vorzunehmen und sich
den EU-Regeln anzupassen». Dabei be-
ruft sich die EU-Kommission auf das
bilaterale Freihandelsabkommen. Für
Bern regelt das Abkommen den Han-
del, jeglicher Zusammenhang mit Steu-
erpraktiken wird verneint. «Unsere Po-
sition dazu ist glasklar», sagte am Sonn-
tagabend Bernhard Marfurt, Botschaf-
ter der Mission bei der EU in Brüssel.
«Es gibt keinen Grund, in diese Thema-
tik einzusteigen.» Landaburu bestätigte
zudem die Haltung der EU-Kommis-
sion, dass sich die Schweiz auch an der
Entwicklung von Bulgarien und Rumä-
nien beteiligen soll.

Trotz der Niederlage am Sonntag: SVP-Präsident Ueli Maurer (Bild) kann mit dem Ausgang der Abstimmung laut dem Politologen Andreas Ladner durchaus zufrieden sein. KEY

Andreas Ladner

«Die SVP konnte gar nicht verlieren»

EXPRESS

W Worauf ist die knappe
Zustimmung zur Osthilfe
zurückzuführen?

W Laut dem Politologen
Andreas Ladner spielte Geld
eine entscheidende Rolle.

W So sei die Vorlage vor allem
in finanzschwächeren
Gebieten abgelehnt worden.

«Im Hinblick auf die
Wahlen ist das für die SVP
sicher ein ermutigendes
Ergebnis.»

ANDREAS LADNER

Die Europapolitik werde auf
der Traktandenliste bleiben,
sagt Politologe Andreas Lad-
ner. Im Hinblick auf die Wah-
len habe die SVP trotz knap-
per Niederlage profitiert.

INTERVIEW VON EVA NOVAK, BERN

Das Ja zur Kohäsionsmiliarde war das
knappste der vier europapolitischen Ab-
stimmungen der letzten Jahre. Konnte
die Rechte diesmal besser mobilisieren?

Andreas Ladner:* Sie hat nicht besser
mobilisiert, sondern besser abge-
schnitten. Die etwas tiefere Stimmbe-
teiligung als bei den Urnengängen
über Schengen und die Personenfrei-
zügigkeit zeigt, dass diese Vorlage
nicht im grossen Stil bewegt hat. Das
dürfte sich letztlich gegen SVP, Auns
und Schweizer Demokraten ausge-
wirkt haben.

Wie erklären Sie sich das relativ knappe
Ergebnis?

Ladner: Das hängt damit zusammen,
dass es diesmal um Geld gegangen ist.
Wenn man schaut, wie gestimmt wur-
de, sieht man, dass jene Gebiete, die
selber auch gerne Geld in Anspruch
nehmen würden, skeptischer waren.

Erklärt das auch den Stadt-Land-
Graben, der sich zeigte?

Ladner: In den Zentren als Gebieten
mit einer höheren Wertschöpfung ist
die Stimmung gegenüber einer wirt-
schaftlichen Entwicklung eher positiv.
Es hat sich zudem einmal mehr bestä-
tigt, dass man in städtischen Ballungs-
räumen generell offener ist gegenüber
Integrationsvorlagen.

Traten beim Stimmvolk langsam Ermü-
dungserscheinungen auf, weil es zum
dritten Mal in anderthalb Jahren wegen
Europa an die Urne gerufen wurde?

Ladner: Das glaube ich nicht. Es
gehört zum bilateralen Weg, dass man
ihn nicht als Ganzes in einem Paket
kauft, sondern immer wieder Schritt für
Schritt abstimmen darf. Letztlich hängt
das Ergebnis vom Inhalt der einzelnen
Vorlage ab und vom Umfeld, in dem
diese jeweils zur Abstimmung kommt.
Für die Milliarde war das gegenwärtige
Umfeld relativ gut. Schliesslich spricht
man zurzeit davon, dass es der Wirt-
schaft wieder gut läuft. Hätte man vor
zwei, drei Jahren entscheiden müssen,
als die roten Zahlen noch präsenter
waren, hätte es vielleicht anders ausge-
sehen.

Das erste bilaterale Paket war noch mit
60 Prozent angenommen worden, seit-
dem nimmt die Zustimmung ab. Inzwi-
schen sind wir noch bei 53 Prozent. Wie
lange dauert es noch, bis die Gegner bei
einer europapolitischen Abstimmung
obsiegen?

Ladner: Es gibt da wirklich keine
Regeln, die losgelöst von der jeweiligen
Vorlage gelten würden. Man kann nicht
sagen, pro Urnengang verliere bezie-
hungsweise gewinne man ein paar
Prozent.

Man kann demnach aus den 47 Nein-
Prozent nicht schliessen, dass es bereits
bei der nächsten Ab-
stimmung reichen
könnte? Dass etwa
ein allfälliges Refe-
rendum gegen die
Ausdehnung der Per-
sonenfreizügigkeit
auf Rumänien und
Bulgarien erfolgreich
wäre?

Ladner: Reichen
könnte es in dem Mo-
ment, wo die Bürge-
rinnen und Bürger
das Gefühl bekom-
men, in einem Me-
chanismus zu ste-
cken, in dem man nur
noch Ja und nicht
mehr Nein sagen könne. Das könnte sich
für die Integrationsgegner auszahlen.
Wenn die Abstimmung über die Ostmilli-
arde durchgegangen ist, heisst es nicht,
dass es immer durchgeht. Sie sind nahe
an einen Sieg gekommen, es ist für sie

demnach kein schlechtes Ergebnis. Aber
wie gesagt: Man muss jede einzelne
Europavorlage neu beurteilen.

Was heisst das im Fall von Rumänien
und Bulgarien?

Ladner: Da wird es darum gehen zu
schauen, was zu erwarten ist und
welche Kosten damit allenfalls verbun-

den sind. Es sind ja
nur noch zwei Län-
der und nicht mehr
so viele wie bei der
ersten Osterweite-
rung der EU. Das
Rennen wird also
wieder offen sein.

Also muss sich die
Rechte im Hinblick
auf die Wahlen nicht
nach neuen Themen
umschauen?
Ladner: Nein, auf
keinen Fall. Immer-
hin haben sie 47 Pro-
zent geschafft. Sie
haben einem Teil der

Bevölkerung die Stimme gegeben, der
grösser ist als ihr Wähleranteil. So
betrachtet wird das Thema «Wir sind
anders als die anderen» im nächsten
Jahr sicher ein Thema bleiben, wenn
auch nicht das wichtigste.

Nach der Ausländerpolitik?
Ladner: Ja, vermutlich werden Integ-

ration und Einbürgerung zum haupt-
sächlichen Wahlkampfthema gemacht.

Einige politische Beobachter sagen, die
SVP habe gar nicht gewinnen wollen,
um sich mit der Wirtschaft nicht zu
überwerfen. Stimmen Sie dem zu?

Ladner: Den Eindruck, die SVP sei
immer ein Herz und eine Seele, halte
ich für falsch. In Sachfragen gibt es
durchaus unterschiedliche Interessen.
Das gilt auch für die Kohäsionsmilliar-
de: Einige reute das Geld, und sie sahen
in der Zahlung einen weiteren Schritt in
Richtung Europa. Andere SVP-Vertreter
wiederum fanden, es handle sich um
eine wirtschaftlich interessante Investi-
tion. Deshalb würde ich nicht von der
Partei als solches sprechen. Es trifft
aber zu, dass sie die Zahlung nicht mit
dem gleichen Engagement bekämpfte
wie andere Vorlagen. Es handelte sich ja
auch nicht um einen integrationspoli-
tisch entscheidenden Schritt.

Trotzdem: Im Hinblick auf die Wahlen
hätte es für die SVP gar nicht besser
kommen können. Sie konnte fast die
Hälfte der Stimmenden hinter sich verei-
nen, ohne sich mit der Wirtschaft zu
überwerfen.

Ladner: Das ist wie so häufig in den

Fällen, in denen die SVP alleine gegen
die anderen antritt und einen beachtli-
chen Stimmenanteil erhält: Sie kann
fast nicht verlieren. Ich glaube übrigens
nicht, dass sie vor einem Sieg gezittert
hatte. Da hätte man neue Forderungen
Europas korrigieren können, was der
Partei auch wieder Möglichkeiten eröff-
net hätte. Aber jetzt kann sie sagen: So
schlimm ist es eigentlich gar nicht. Im
Hinblick auf die Wahlen ist das sicher
ein ermutigendes Ergebnis.

HINWEIS

W *Andreas Ladner ist Politikwissenschaftler und
Professor für schweizerische Verwaltung und
Staatspolitik am Idheap in Lausanne. V

FAMILIENZULAGEN

Grosszügige
Kantone bleiben es

Vier Kantone kennen heute höhere
Kinderzulage, als im neuen Bundes-
gesetz vorgesehen sind. Eine Sen-
kung ist aber weder im Wallis noch in
den Kantonen Freiburg, Zug und Jura
vorgesehen. Auch der Gewerbever-
band will keinen Druck machen. Der
Zuger Gewerbeverband wird aber
erst im Dezember entscheiden. In Zug
bekommen Eltern für das erste Kind
250 Franken, für jedes weitere 300.
Das neue Familienzulagengesetz ver-
langt 200 Franken pro Kind und 250
Franken für Jugendliche in Aus-
bildung. Zu den Kantonen, die über
dem Minimum liegen, könnte bald
ein fünfter stossen. Der Nidwaldner
Landrat hatte die Kinderzulagen von
200 auf 220 Franken erhöht. Gegen
den Beschluss wurde das konstrukti-
ve Referendum ergriffen, das noch
höhere Zulagen verlangt. sda .

Familienzulagen

Die Sieger wollen nun Tempo machen

«Durch Vorstösse im
kantonalen Parlament
kann die Umsetzung
beschleunigt werden.»
JACQUELINE FEHR (SP, ZÜRICH)

Beim Bund spricht man von
2009, doch die Sieger wollen
die erhöhten Familienzu-
lagen ein Jahr früher. Jetzt
sind die Kantone gefordert.

Die Botschaft des Stimmvolkes war
eindeutig: 68 Prozent der Stimmbe-
rechtigten sagen Ja zu minimalen Kin-
derzulagen von 200 Franken pro Kind
und 250 Franken pro Jugendlichen in
Ausbildung. Doch ab wann dürfen die
Eltern tatsächlich von den erhöhten
Bezügen profitieren?

Fristen fressen Zeit
Die Mühlen in Bundesbern mahlen

bekanntlich langsam. Der zuständige
Bundesrat Pascal Couchepin sprach
gestern davon, dass die neuen Ansätze
spätestens ab Anfang 2009 gelten sollen.
Beim Bundesamt für Sozialversicherun-
gen begründet man die späte Einfüh-
rung mit den vorgeschrieben Abläufen:
Zuerst muss der Bundesrat Ausfüh-
rungsbestimmungen verabschieden.

Dann gibt es eine Vernehmlassung,
worauf der Bundesrat das Gesetz frei-
gibt. Und erst nach dieser Frist liegt die
Vorlage bereit für die Kantone. Diese
müssten dann ihre kantonalen Gesetze
anpassen, was wiederum mehrere Mo-
nate in Anspruch nehmen kann.

Zürich macht es vor
Kurzum: Den Siegern des Abstim-

mungssonntags, der SP und der CVP,
dauert das zu lange. Für SP-National-
rätin Jacqueline Fehr müssen «die Fa-
milien so rasch wie
möglich profitieren
können». Weil sie
nicht auf die lang-
wierige Umsetzung
in Bern warten will,
setzt Fehr auf die
Kantone. «Durch ent-
sprechende Vorstös-
se im kantonalen Parlament kann die
Umsetzung beschleunigt werden», zeigt
Fehr auf. Wie dies gehen kann, macht
die SP im Kanton Zürich vor, wo bereits
gestern ein Vorstoss zur schnellen An-
passung der Kinderzulagen auf das
neue Minimum eingereicht worden ist.

Befremdet über den genannten Ter-
min von 2009 ist man auch bei der CVP.
«Mir geht das zu lange», so General-
sekretär Reto Nause. «Wir sind der
Meinung, dass es möglich sein sollte,
die erhöhten Zulagen auf Anfang 2008
einzuführen.»

Keine Opposition erwartet
Auch die CVP will bei ihren Kantonal-

parteien darauf pochen, dass im Parla-
ment Vorstösse eingereicht werden.
Nause: «Das Resultat vom Sonntag ist

so klar, dass es kei-
nen Grund gibt, län-
ger als nötig zu war-
ten.» Er rechnet des-
halb nicht mit Op-
position gegen ent-
sprechende Ansin-
nen. «Solche hätten
keine Legitimation.»

Von den Zentralschweizer Kantonen
gibt es mit Ausnahme von Zug (siehe
Kasten) bei allen Verbesserungen für
die Familien. Gemäss Nationalrätin
Fehr sind die Vorstösse in Uri und
Luzern bereits ausgearbeitet und in der
Pipeline. RAPHAEL PRINZ
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